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Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation

Zusammenfassung:

Fortsetzung der Diskussion auf der Grundlage des vom Vorsitz erstellten  Dokuments 13/01. 

Hauptpunkte in der Diskussion waren

*) Art. 2 (Definitionen): Frage nach der Unterscheidung von Verkehrsdaten und Standortdaten, da diese aufgrund der technischen Entwicklungen zusehends verschmelzen.

*) Art. 5 (Vertraulichkeit der Kommunikation): Diskussion über die aufzunehmenden Ausnahmen vom allgemeinen Verbot der Speicherung.

*) Art. 6 (Verkehrsdaten): Grundproblem: Schaffung eines Gleichgewichts zwischen Interessen des Datenschutzes (Form der Einwilligung des Teilnehmers zur Verarbeitung seiner Daten) einerseits und der Strafverfolgungsbehörden (allgemeine Sicherheit) andererseits, sowie grundsätzliche Überlegungen der Umsetzbarkeit im Hinblick auf die Besonderheiten des Internet.

*) Art. 9 (Standortdaten): Bedenken hinsichtlich der Möglichkeit der Datenweitergabe.

Im Einzelnen:
Art.2, lit.a: 

*) Mehrere MS betonen das Erfordernis, dass auch Käufer von prepaid Karten vom Schutz der Rl umfasst werden müssen.

B weist darauf hin, dass prepaid Kartenbesitzer nur als user und nicht als subscriber definiert werden sollen, da andernfalls u.U. Komplikationen mit der Universaldienst Rl auftreten könnten (allgemeines Verzeichnis).

*) Ö weist auf die Überschneidung der Begriffe subscriber und user hin und fordert einen weitreichenden Schutz der user. 

lit.b: Verkehrsdaten

*) EK legt einen neuen Erwägungsgrund vor.

Ö kritisiert die Erwähnung von substance of communication, da damit u. U. auch der Inhalt einer Nachricht zu den Verkehrsdaten gezählt werden kann. Dies würde i.V.m. Art. 6 dazu führen, dass der provider z.B. für Marketingzwecke auch den Inhalt einer Nachricht verarbeiten könnte! Eine logische Unterscheidung von Verkehrs- und Inhaltsdaten ist erforderlich (siehe Rl 97/66).

lit. c: Standortdaten

*) D, unterstützt von Ö, schlägt folgende Ergänzung zur Konkretisierung des zur Datenverarbeitung Ermächtigten vor: „.......data processed in an electronic communications network by the provider of the respective communications service....“

EK spricht sich dagegen aus, da Art. 9 auch die Verarbeitung von Standortdaten durch Anbieter von Diensten mit Zusatznutzen vorsieht.

*) Ö weist auf das Problem hin, dass nur der subscriber mit dem Anbieter von Diensten mit Zusatznutzen in einem vertraglichen Verhältnis steht und daher ein Dritter „Nutzer“ nicht geschützt ist.

lit. d: Nachricht

*) EK legt einen Erwägungsgrund vor, der zur Klarstellung des Ausschlusses von Rundfunk aus dem Anwendungsbereich der Rl dienen soll (Prüfvorbehalt von F, GB, DK).

*) Ergänzung der EK zur Klarstellung, dass Informationen an nicht identifizierbare Nutzer oder Teilnehmer von der Definition nicht umfasst sind. 

lit. f: Einwilligung 

*) Klärender Erwägungsgrund der EK, dass im Rahmen dieser Rl das Erfordernis der Einholung der Einwilligung zur Datenverarbeitung auch gegenüber juristischen Personen gilt (Prüfvorbehalt von B, Ö).

lit. g: Dienste mit Zusatznutzen

*) Kritik an unklarer Definition (Ö, P, NL, D, F, I).

EK legt einen neuen Vorschlag vor, der von der Gruppe großteils akzeptiert wird und von der Präs. in den Text übernommen wird.

lit. h: electronic mail

*)Kritik mehrerer MS, da von der Def. z.B. auch Anrufbeantworter umfasst sind.

Die Definition sollte sich mehr am normalen Sprachgebrauch des Begriffs orientieren. 

Art. 4:
*) Neuer Erwägungsgrund und Ergänzung des Texts in Abs. 2 um Bedenken von SP Rechnung zu tragen. Klarstellung, dass der provider verpflichtet ist den „normalen“ Grad an Sicherheit seines Dienstes zu gewährleisten (Prüfvorbehalt von D).

Art. 5: 

Abs. 1

*) Vorschlag von S im letzten Satz (Ausnahme vom Speicherungsverbot für übertragungsnotwendige Speicherung) „efficient“ zu ergänzen, um „caching“ zu ermöglichen.

Der Vorschlag wird vom Großteil der Gruppe und der EK abgelehnt – „Caching“ soll nur anonym erfolgen.

*) Einige MS wollen den letzten Satz in Abs.1 in einen  Erwägungsgrund verschieben (D, I, P).

Das wird von der Gruppe jedoch überwiegend abgelehnt.

Abs. 2

*) Vorschlag von GB, der jedoch klar abgelehnt wird, da er zu weitgehende Ausnahmen vorsieht.

*) SP und NL melden grundsätzliche Bedenken bei Abs. 2 an und führen aus, dass die Vertraulichkeit der Kommunikation ein wesentliches Element des Schutzes der Privatsphäre darstellt. Bei Beschränkung dieses Grundsatzes müssen die Grenzen exakt definiert werden.

*) Prüfvorbehalt von Ö; unklarer Begriff „lawful business practice“. Grundsätzliche Bedenken bei Ausweitung gegenüber Rl 95/46.

Art. 6:   

*) Abs. 1: Vorschlag von S, womit die Verarbeitung von Verkehrsdaten für Zwecke des „traffic management“ erlaubt wird.

Da dies der realen Situation im Internet am ehesten Rechnung trägt, wird dieser Vorschlag von Ö und DK unterstützt.

EK lehnt den Vorschlag als zu weitgehend ab.

Präs: Text bleibt unverändert + Erwägungsgrund der EK, in dem darauf hingewiesen wird, dass Systeme für den Zugang zu Netzen und Diensten dergestalt sein sollen, dass möglichst wenig persönliche Daten erforderlich sind. Soweit wie möglich sollen anonymisierte Verkehrsdaten herangezogen werden.

*) Abs. 3: Bedenken von NL, FIN und Ö, dass der user (der nicht unbedingt auch subscriber ist) zu wenig geschützt wird (datenschutzrechtliches Problem: Zustimmung Dritter [subscriber] für die Verarbeitung von Daten des users).

EK wird Abs. 3 umformulieren.

*) In Abs. 6 wird auf Wunsch von Ö der Terminus „authority“ durch „body“ ersetzt, da es sich bei Streitschlichtungsstellen nicht unbedingt um Behörden handeln muss.

Art. 9: 

*) Frage von D, ob die Angabe der Mobilfunkzelle unter den Begriff Verkehrs- oder Standortdaten fällt.

Vorbehalt von D zum gesamten Art. 9.

*) Ö weist darauf hin, dass Art. 9 wesentliche Änderungen gegenüber der Rl 97/66 vorsieht (Ausweitung der Verarbeitungsmöglichkeiten). Wesentlich ist daher die Verpflichtung zur Aufklärung über die Folgen der Zustimmung zur Datenverarbeitung bezüglich der Dienste mit Zusatznutzen.

EK führt aus, dass die Bestimmung des Umfangs der Aufklärungspflicht Angelegenheit des nationalen Rechts ist.

*) SP spricht sich zu Abs. 3 grundsätzlich für ein Verbot der Datenweitergabe an Dritte aus.

EK erwidert, dass die Datenweitergabe an Anbieter von Diensten mit Zusatznutzen möglich sein muss und der subscriber/user mit diesem auch in einem Vertragsverhältnis steht.

Art. 12:
*) Ö verweist darauf, dass die Art. 29 Gruppe Probleme bei der Möglichkeit der invertierten Suche sieht. Für Teilnehmer sollte die Möglichkeit geschaffen werden die persönlichen Daten von dieser Suchfunktion ausschließen zu können.

Ö weist darauf hin, dass es nach der derzeitigen Fassung zu einem „Alles oder Nichts“ Prinzip kommt und damit auch zu einer Entwertung der Verzeichnisse. Die Schaffung eines Mittelwegs wäre wünschenswert (Prüfvorbehalt von Ö, D, F, SP).

EK wird den Text umformulieren.

Die nächste Sitzung zu gegenständlicher Richtlinie wird am 29. Mai 2001 stattfinden.

